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Fachabteilung 7A

An den
Magistrat der Landeshauptstadt Graz
alle Gemeindeämter
nachrichtlich an:
alle Bezirkshauptmannschaften
Städte- und Gemeindebund
Wirtschaftskammer Steiermark 
A 2 - Erlasssammlung
(
Gemeinden und Wahlen


Bearbeiter:  FORMULARDROPDOWN 

Tel.:
(0316)877-

 FORMULARTEXT 
2714
Fax:
(0316)877-

 FORMULARTEXT 
4283
E-Mail: fa7a@stmk.gv.at

Bei Antwortschreiben bitte
Geschäftszeichen (GZ) anführen

GZ: 
FA7A - 482 - 101/95 - 207

     
Graz, am 28. Oktober 2002

Ggst.:
Zeitlicher Anwendungsbereich des EuGH-Urteils

vom 9. März 2000, Rs C-437/97.





Im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise der Abgabenbehörden gibt die Gemeindeabteilung unter Hinweis auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 18. Juni 2002, Zl.: 2002/16/0069, ihre Rechtsansicht betreffend die Beschränkung des zeitlichen Anwendungsbereiches des EuGH-Urteiles vom 9. März 2000 bekannt:


Nach Spruchteil 2. des EuGH-Urteils vom 9. März 2000 in der Rechtssache C-437/97 widerspricht die Erhebung von Getränkesteuer auf alkoholische Getränke dem Gemeinschaftsrecht. Die im Spruchteil 3. vorgesehene Beschränkung des zeitlichen Anwendungsbereiches dieses Urteils bezieht sich allein auf derartige Ansprüche betreffend solcher Abgaben, die vor dem 9. März 2000 entrichtet wurden oder fällig geworden sind. 


Gemäß § 10 Abs. 2 Stmk. Getränke- und Speiseeisabgabegesetz 1993 ist die Abgabe binnen einem Kalendermonat und 10 Tagen nach Ablauf eines Kalendermonates, in welchem die entgeltlichen Lieferungen von Getränken und Speiseeis bewirkt wurden, zu entrichten. 


Daraus folgt, dass vor Verkündung des in Rede stehenden EuGH-Urteils die Abgabe im Bundesland Steiermark zuletzt für den Kalendermonat Dezember 1999 fällig wurde. In diesen Fällen, in denen eine Tilgung bzw. eine Entrichtung der Abgabe vor dem 9. März 2000 nicht erfolgte und auch die Fälligkeit erst nach diesem Zeitpunkt eingetreten ist (dies betrifft Abgabenansprüche ab Jänner 2000), kommt eine Erhebung der Abgabe auf alkoholische Getränke nicht (mehr) in Betracht. Auf die Frage, zu welchem Zeitpunkt ein Rechtsbehelf gegen eine Abgabe erhoben wurde, die erst nach dem 9. März 2000 fällig und vor diesem Zeitpunkt auch nicht entrichtet worden ist, kommt es dabei nicht an. 

Graz, am 28. Oktober 2002

Für die Steiermärkische Landesregierung:

Der Leiter der Fachabteilung:

Dr. Heinz Schille eh. (Hofrat)

8011 Graz-Burg ( Hofgasse 13 / III. Stock
Wir sind Montag bis Freitag von 8:00 bis 12:30 Uhr und nach telefonischer Vereinbarung für Sie erreichbar
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